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Prozesskostenhilfe/  Ein Antrag auf Prozesskostenhilfe/Verfahrenskostenhilfe kann bei dem zuständigen

Verfahrenskostenhilfe   Vollstreckungsgericht (Amtsgericht) unter Verwendung des amtlichen Formulars gestellt werden. 

Hierbei ist nach Maßgabe der Prozesskostenhilfeformularverordnung (PKHFV) das amtliche For-

mular zu verwenden.

Modul C  Hinweise zur Beifügung von zusätzlichen Anlagen 

  Die Beifügung einer zusätzlichen Anlage/von zusätzlichen Anlagen ist nur zulässig für Aufträge, 
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keit besteht.

  Die Beifügung von zusätzlichen Anlagen für die Forderungsaufstellung, die von der Anlage 1 

abweichen, ist zulässig, wenn die für den Auftrag erforderlichen Angaben nicht oder nicht voll-

ständig in die Anlage 1 eingetragen werden können.

Modul G  Bei einem Auftrag zur Abnahme der Vermögensauskunft bitte das papiergebundene Formular 

zweifach einreichen.

  Das Verfahren nach § 807 ZPO (Modul G2) kann nicht durchgeführt werden, wenn der Schuld-

ner nicht angetroffen wird. In diesem Fall bleibt die Möglichkeit, die Vermögensauskunft nach  

§ 802f Absatz 1 Satz 1 ZPO zu beantragen.

Modul L  Hinweise zur Ermittlung des Aufenthaltsorts des Schuldners (§ 755 ZPO)

  Der Auftrag ist nur in Verbindung mit einem Vollstreckungsauftrag und nur für den Fall, dass der 

Wohnsitz oder der gewöhnliche Aufenthaltsort des Schuldners nicht bekannt ist, zulässig.

  Die Anfragen beim Ausländerzentralregister und der aktenführenden Ausländerbehörde (Mo-

dul L4), bei den Trägern der gesetzlichen Rentenversicherung (Modul L5) sowie beim Kraft-

fahrt-Bundesamt (Modul L6) sind nur zulässig, falls der Aufenthaltsort des Schuldners durch 

Nachfrage bei der Meldebehörde (Modul L3) nicht zu ermitteln ist.

  Die Anfrage beim Ausländerzentralregister (Modul L4) ist bei Unionsbürgern nur zulässig, wenn 

– darzulegende – tatsächliche Anhaltspunkte für die Vermutung der Feststellung des Nichtbeste-

hens oder des Verlusts des Freizügigkeitsrechts vorliegen.

  Anfragen bei den Trägern der gesetzlichen Rentenversicherung (Modul L5) und dem Kraft-

fahrt-Bundesamt (Modul L6) sind nur zulässig, wenn die zu vollstreckenden Ansprüche mindes-

tens 500 Euro betragen. Bei der Berechnung sind die Kosten der Zwangsvollstreckung und Ne-

benforderungen nur zu berücksichtigen, wenn sie allein Gegenstand des Vollstreckungsauftrags 

sind.

Modul M Hinweise zur Einholung von Auskünften Dritter (§ 802l ZPO)
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der Vermögensauskunft nicht nachkommt oder bei einer Vollstreckung in die dort aufgeführten 

Vermögensgegenstände eine vollständige Befriedigung des Gläubigers nicht zu erwarten ist.

  Die Einholung ist nur zulässig, wenn die zu vollstreckenden Ansprüche mindestens 500 Euro 

betragen. Bei der Berechnung sind die Kosten der Zwangsvollstreckung und Nebenforderungen 

nur zu berücksichtigen, wenn sie allein Gegenstand des Vollstreckungsauftrags sind.

Anlage 2 

Hinweise zum Ausfüllen und Einreichen des Vollstreckungsauftrags


